
bindung mit den Bürgern im gleichen Wirkungs­
bereich arbeiten. In Familiengesprächen, Haus- und 
Einwohnerversammlungen sollen sie die Grundfra­
gen der Politik der Partei, die Beschlüsse der Volks­
vertretungen und die Aufgaben bei unserem weiteren 
Voranschreiten erläutern und über die Verwirklichung 
Rechenschaft ablegen.
Das betrifft kommunalpolitische Fragen ebenso wie 
die Erhöhung des Leistungsvermögens der Volks­
wirtschaft. Insbesondere geht es darum, die in den 
bedeutsamen Reden der Genossen Leonid Breshnew 
und Erich Honecker am 6. Oktober unterbreiteten 
Friedensinitiativen allen Bürgern bewußtzumachen 
und die offensive Auseinandersetzung mit dem Klas­
sengegner zu verstärken.
Entsprechend der Orientierung der 10. Tagung des ZK 
ist zu klären, daß die Partei alles tut, um die erreichten 
sozialpolitischen Erfolge zu sichern und das ma­
terielle und kulturelle Lebensniveau des Volkes auch 
künftig schrittweise zu erhöhen. Durch Masseninitia­
tiven zur Steigerung der Arbeitsproduktivität sind 
dafür die Voraussetzungen zu schaffen.
Die Darstellung unserer gesellschaftlichen Entwick­
lung und der Weiterführung unserer revolutionären 
und humanistischen Traditionen ist mehr zu nutzen, 
um überall, namentlich bei der Jugend, den Stolz auf 
das Erreichte, die Liebe zum sozialistischen Vaterland 
und zur Heimatstadt tiefer auszuprägen. Größere 
Aufmerksamkeit verlangt eine verantwortungs­
bewußte Einstellung, das sozialistische Eigentum zu 
erhalten, zu mehren und zu schützen. Auf Ordnung 
und Sicherheit, die Einhaltung der Stadtordnungen 
durch die örtlichen Staatsorgane, Betriebe und Ein­
richtungen sowie durch die Einwohner der Stadt ist 
in der politischen Massenarbeit mehr Wert zu 
legen.
Die Kreisleitung, die Stadt- und Stadtbezirksleitungen 
sollten über die Grundorganisationen der Betriebe 
noch stärker Einfluß darauf nehmen, daß die Ge­
nossen in ihrem Wohnbezirk, wo sie bekannt und mit 
den Wohn- upd Lebensbedingungen vertraut sind, 
die Anliegen, Interessen und Probleme der Bürger 
genau kennen, politisch arbeiten und als Vorbild 
wirken. Dafür sollten auch Parteiaufträge erteilt und 
in Leitungen und Mitgliederversammlungen ab­
gerechnet werden.
Den leitenden Parteiorganen in den Städten wird 
empfohlen, in jedem Wohnbezirk ein qualifiziertes 
Parteiaktiv zu schaffen, das die Wohnparteiorgani- 
sation unterstützt. Seine Aufgabe ist es, über die 
Parteimitglieder die Tätigkeit des Wohnbezirksaus­
schusses der Nationalen Front und aller anderen 
gesellschaftlichen Kräfte und Einrichtungen inhaltlich 
und organisatorisch zu koordinieren.
Als einem zahlenmäßig nicht zu großen, arbeits­
fähigen Gremium sollten ihm vorwiegend Genossin­
nen und Genossen aus den Betriebsparteiorgani­
sationen des Wohnbezirks angehören, die über Er­
fahrungen in der politischen Massenarbeit verfügen, 
Mitglieder der Leitung der Wohnparteiorganisation 
sowie solche Genossen, die in Leitungen anderer 
gesellschaftlicher Organisationen, in Ausschüssen 
und Aktivs des Wohnbezirks tätig sind.
Die Weiterführung der Masseninitiativen nach dem 
30. Jahrestag der DDR stellt höhere Anforderungen an 
die Aktivität und Ausstrahlungskraft der Ausschüsse

der Nationalen Frontund ihrer Arbeitsgruppen. Daher 
sind sie kadermäßig durch erfahrene Parteimitglie­
der, Mitglieder der befreundeten Parteien, Arbeiter 
aus sozialistischen Kollektiven und aktive parteilose 
Bürger zu verstärken.
Mit einer konkreten, differenzierten Anleitungfüreine 
offensive ideologische Arbeit gilt es zu erreichen, daß 
die Ausschüsse ständig mehr nach außen, in den 
verschiedenen Schichten der Bevölkerung, beson­
ders unter der Jugend, wirken. Solche bewährten 
Methoden enger Verbindung der staatlichen Organe 
mit den Bürgern wie die Tätigkeit der Wahlkreisaktivs, 
die ständige Zusammenarbeit von Abgeordneten und 
staatlichen Beauftragten mit den Wohnbezirksaus­
schüssen der Nationalen Front sollten ausgebaut 
und systematisch auf alle städtischen Wohnbezirke 
übertragen werden. Der Einfluß der Abgeordneten 
auf die Tätigkeit der örtlichen Räte zur Lösung der 
Fragen, die von den Bürgern berechtigt aufgeworfen 
werden, ist zu erhöhen.
Das Hauptfeld der politisch-ideologischen Arbeit in 
den Wohngebieten sind die Hausgemeinschaften. 
Enge Beziehungen zu den Hausgemeinschaftsleitun­
gen, Gespräche in den Häusern und Familien gehören 
zu den wichtigsten Anliegen der Wohnbezirksaus­
schüsse der Nationalen Front und der Abgeordneten. 
Hier kann man auch schneller und konkreter auf 
Vorschläge, Hinweise und Kritiken reagieren. In allen 
Häusern mit mehreren Familien müssen zielstrebiger 
arbeitsfähige Hausgemeinschaftsleitungen gebildet 
werden.
Um das gesellschaftliche Leben in den Wohngebieten 
zu entwickeln, sind die geistig-kulturellen und sport­
lichen Möglichkeiten noch besser zu nutzen. Mit Hilfe 
der Einrichtungen der Betriebe und Schulen müssen 
noch mehr Voraussetzungen für Sport und Spiel, 
besonders der Jugend, geschaffen werden. Auch der 
FDGB, die FDJ, der DTSB, der Kulturbund, die Urania 
und der Verband der Kleingärtner, Siedler und Klein­
tierzüchter sollten dafür eine intensivere Arbeit lei­
sten.
Größere Anstrengungen sind erforderlich, um das 
Leistungsvermögen der örtlich geleiteten Bau­
betriebe zu erhöhen und bei der Modernisierung und 
Instandhaltung der umfangreichen Altbausubstanz 
die Ziele des Volkswirtschaftsplanes zu erreichen. Die 
für Werterhaltung und Baureparaturen geplanten 
Leistungen müssen mit hoher Effektivität für diese 
Zwecke eingesetzt werden. Wenn die Städte die ei­
genen Potenzen und Reserven umfassender und 
effektiver nutzen, dann ergeben sich daraus größere 
Möglichkeiten, die Wohn- und Lebensverhältnisse 
der Bürger weiter zu verbessern.
Die territoriale Rationalisierung ist so zu leiten, daß 
die Aktivität der Bürger selber noch mehr gefördert 
und der „Mach mit!“-Wettbewerb vorrangig auf 
Vorhaben gelenkt wird, die entsprechend dem Volks­
wirtschaftsplan in den Wohngebieten zu realisieren 
sind. In dieser Beziehung müssen die Wohnbezirks­
ausschüsse der Nationalen Front und die Abgeord­
neten noch enger und konkreter mit dem VEB Ge­
bäudewirtschaft bzw. der Kommunalen Wohnungs­
verwaltung Zusammenarbeiten. Besonders in den 
Altbaugebieten sollten mit Unterstützung der Be­
triebe weitere Reparaturstützpunkte, Reparatur- und 
Heimwerkerbrigaden gebildet werden.
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